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Bringt das Ende der republikanischen Alleinherrschaft auch ein Ende der klimapolitischen Eiszeit? Haben die Europäer jetzt Grund den Wahlsieg der Demokraten zu feiern? Kommt mit den vielen neuen Ausschussvorsitzenden auch eine neue Dynamik in der transatlantischen und (dadurch auch) der internationalen Klimapolitik? Eines ist klar, auch wenn die Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls derzeit mühsam in Nairobi versucht haben, einen Durchbruch für den Klimaschutz nach 2012 zu erringen, ohne die USA an Bord zu bekommen, bleiben die Effekte gering. 

Dies wird auch nach dem Wahlsieg der Demokraten nicht einfacher werden. Zwar bringen die neuen Mehrheiten neue Machtkonstellationen und dadurch auch neue Möglichkeiten zur Reduzierung der globalen CO2 Emissionen. Alles was in Europa von Amerika in der Klimapolitik erwünscht wird, bleibt aber auch weiterhin nicht zu haben. Mit diesen Differenzen muss man umgehen können. Die politische Landschaft Amerikas zeigt ein kompliziertes Geflecht von Interessen und Initiativen, die eine einfache Gleichung „Demokraten gleich Klimaschutz“ nicht zulassen. Klimapolitik wird nicht nur in Washington gemacht.

Im Wahlkampf 2006 spielte der Treibhauseffekt und die Klimapolitik eine untergeordnete Rolle. Dabei waren die äußeren Rahmenbedingungen, Klimaschutz zu einem Topthema zu machen günstig: Es herrschen für die Amerikaner hohe Benzin- und Energiepreise trotz des aktuellen Rückgangs. Die Bevölkerung weiß, dass diese Preise mit der Ölversorgung aus dem Nahen Osten zusammen hängen und damit auch mit dem Krieg in Irak und mit der Finanzierung des Jihads. Um sich aus dieser Abhängigkeit zu befreien, wollen manche sogar die Energie Unabhängigkeit herbeiführen (Declaration of Energy Independence). Selbst George W. Bush spricht von einer schlimmen „addiction to oil“. Der Wirbelsturm Katrina und seine Folgen hat nicht nur unter Umweltaktivisten Angst vor der Erderwärmung verbreitet (zu viel Hitze in den Golfstrom!) Al Gores Dokumentarfilm, An Inconvenient Truth, avanciert in den USA zum dritterfolgreichsten Dokumentarfilm aller Zeiten. Und kurz vor den Wahlen präsentierte Lord Stern, der ehemalige Chefökonom der Weltbank, seinen Bericht über die möglicherweise katastrophalen globalen wirtschaftlichen Folgen der Erderwärmung. Energiepolitik, Wirtschaftspolitik und Sicherheitspolitik: Topthemen der Wahlen sind zugleich auf das Engste mit Umweltpolitik und der Gefahr der globalen Erderwärmung verknüpft. 

Kurz: Klimapolitik kommt in aller Munde, aber, und das ist ein großes Aber, seine Politikrelevanz bleibt weiterhin gering. Kaum fand das Thema Eingang auf Seiten der Analysten im Vorfeld der Midterms, selten nahm sich ein Kandidat diesem Thema offen an. Und dies aus gutem Grund: Auf der Skala der politischen Priorität rangiert das Thema Umwelt weit hinten. Trotzdem zeigt die gleiche Umfrage von Bloomberg/L.A. Times vom August 2006, dass die Hälfte der Befragten Umweltthemen, namentlich Klimaschutz eine hohe Priorität auf ihrer persönlichen Wertigkeitsskala beizumessen. 

Treibhauseffekt und seine vielfältigen Folgen sind für manchen Amerikaner immer noch nur Zukunftsmusik. Die heutigen, aktuellen Konsequenzen sind nicht einfach und kurz zu erklären. Die notwendigen Maßnahmen, so fürchten viele, bedeuten mehr Steuern, mehr Bürokratie und weniger Freiheit. Die Debatte um die Energieversorgungssicherheit hat sich bisher nicht mit der Klimaschutzproblematik richtig verknüpft. 

Auch sind alle Demokraten nicht grundsätzlich aktive Umweltschützer. So veröffentlichte Hilary Clinton im Juli 2006 zusammen mit dem Democratic Leadership Council ihre „American Dream Initiative“ worin über die die Einrichtung eines Strategischen Energiefunds zur Erforschung umweltfreundlicher Technologien zu lesen ist, aber nichts über CO2 Emissionen oder Klimapolitik. Das Center for American Progress, einer der wichtigsten Denkfabriken der Demokraten, arbeitet intensiv zum Thema Energiepolitik, publizierte allerdings bislang nicht eine einzige Studie zum Klimaschutz. 

Entfernt man sich von der Parteipolitik jedoch, findet man in Amerika immer mehr klimapolitischen Aktionismus von Einzelstaaten, regionalen Gebietskörperschaften, Städten und der Industrie. Sie füllen das klimapolitische Vakuum, das die Bush-Regierung in den letzten Jahren hat entstehen lassen. Eine bunte Vielfalt von umweltpolitischen Maßnahmen ist in Amerika entstanden. In mehr als 20 Bundesstaaten sind Programme in Kraft, die das schrittweise Heraufsetzen des Anteils erneuerbarer Energien verfolgen. Zwölf Staaten haben Gesetze zur Reduzierung ihrer Treibhausgasemissionen erlassen. Sieben Staaten des Nordostens haben sich 2005 in eine Regionale Treibhausgas Reduktionsinitiative (RGGI) zusammengeschlossen. Die Entwicklung eines Markts für Emissionsrechte ist in den Vereinigten Staaten voll im Gange. Achtundzwanzig Staaten etablierten Aktionsprogramme für Klimaschutz. In den klimapolitisch aktiven Bundesstaaten wohnt die große Mehrheit der Amerikaner. Häufig spielt hierbei der Schutz der heimischen Wirtschaft eine Rolle. Denn immer mehr Unternehmen wollen Planungssicherheit und fürchten durch die Blockadepolitik Washingtons in Sachen Klima- und Umweltpolitik ins Hintertreffen zu geraten. Auch fordern sie Konsistenz, verlässliche Prognosen und einheitliche Standards und Gesetze. 

Ein großer Meilenstein in der Entwicklung dieser bottom-up Klimapolitik ist das am 16. Oktober 2006 zwischen Kalifornien und dem Bundestaat New York unterzeichnete Absichtsabkommen zum Emissionshandel, das zur Integrierung Kaliforniens in der RGGI führen könnte. Hiermit entsteht ein Markt, der sich vom Nordosten der USA, über die Atlantikstaaten bis zum Pacific erstreckt, der 72 Millionen der 300 Millionen Amerikaner einbinden würde. Im September hatte der kalifornische Gouverneur, Arnold Schwarzenegger, ein wichtiges Gesetz zur Reduzierung der Treibhausgas - Emissionen unterschrieben (AB 32), das das Potential einer Reduktion von ca. fünf Prozent des gesamten Treibhausgas-Etats der USA besitzt. Hier hat der „Governator“ und seine „kalifornische Außenpolitik“ großes Lob von „stakeholders“ wie dem britischen Premierminister, Tony Blair, oder dem japanischem Ministerpräsidenten Junichiro Koizumi geerntet.
Nachdem sich der Staub des Wahlkampfes 2006 gelegt hat, bleibt die Frage, ob Klimapolitik in Amerika und über den Atlantik ein Tauwetter erleben kann. Angesichts der knappen Mehrheit der Demokraten und des insgesamt sperrigen Themas sollte keiner erwarten, die USA wird sich jetzt gefügig in die europäische und internationale Klimapolitik einordnen. Neue Anknüpfungspunkte kann es aber trotzdem geben. Die Wahlergebnisse haben das „divided government“ als wesentliches Element des politischen Systems von “checks and balances“ reanimiert. Das politische System der USA wird jetzt mit Klimapolitik anders umgehen. Hier ist eine Dimension der Flexibilität, die europäische Systeme der parlamentarischen Parteiendemokratie nicht aufweisen. Die Koalitionsbildung des amerikanischen Systems ist viel dynamischer—vor allem in seiner jetzigen Form der Kohabitation. Politiker ändern ihre politische Richtung nicht primär wegen ihres Parteibuchs, sondern vielmehr wegen ihrer persönlichen Überzeugungen, ihres regionalen Hintergrunds und Bündnisbildung (log rolling). Auch der Fall Schwarzenegger ist hier einzuordnen, mit seiner auf kalifornische Besonderheiten zugeschnittenen Klimapolitik. So ist es möglich, aus der Klimapolitik politisches Kapital zu schlagen und zugleich offensiv gegen die in Washington herrschende Meinung der Bush-Regierung zu opponieren.

Europa könnte jetzt hoffen, dass Klimapolitik in Washington an Gewicht gewinnen wird—trotz oder vielleicht sogar gerade wegen der besonderen Bedeutung der regionalen Politik einzelner politischer Akteure. So steht der neu gewählte demokratische Senator Jon Tester, ein ökologischer Landwirt aus Montana, für die Verfechtung alternativer Energien. Der demokratische Abgeordnete Jerry McNerney ist Teilhaber in einem Windenenergieunternehmen in Kalifornien. McNerney ersetzt den Republikaner Richard Pombo (R-CA), der das House Resources Committee bisher leitete und für seine Ablehnung der Umweltpolitik bekannt war. Auch Senator James Inhofe (R-OK), ein bekennender Gegner amerikanischer Klimapolitik muss sein Amt als Leiter des Committee on Environment and Public Works des Senats an Senatorin Barbara Boxer (D-CA) abtreten. Im Gegensatz zu Inhofe ist Boxer eine vehemente Verfechterin der Klimapolitik, die mit dem Ziel antritt, Gesetze zum Klimaschutz mit höchster Priorität zu behandeln. Boxer, die als eine der liberalsten Senatoren gilt, will parteiübergreifend Klimaschutz voranbringen und einen möglichen Stillstand vermeiden. Sie sieht die Erfahrungen aus der Regierung Schwarzenegger in Kalifornien als Vorbild für ganz Amerika. „Die Menschen wollen Handeln und Lösungen sehen, sie wollen keine politischen Grabenkämpfe und Stillstand. Aber dafür müssen wir in unserer Strategie offen für Ideen sein, ganz gleich aus welchem politischen Lager", so Boxer. Eine ähnliche Position vertritt der wiedergewählte Senator Jeff Bingaman (D-NM), der voraussichtlich das Senate Energy and Natural Resources Committee leiten wird. "Ich bin überzeugt, wie haben jetzt die Möglichkeit signifikante Maßnahmen zu realisieren. Es wird viel von uns erwartet. Und wir müssen diese Gelegenheit nutzen", so Bingaman.

Europa sollte aber auch nicht übersehen: zwei andere wichtige Ausschüsse im House werden von Demokraten geleitet, die in dem Ruf stehen, enge Verbindungen zu Industrien zu unterhalten, die Klimapolitik ablehnen. Einer ist John Dingell aus Michigan, ein Verbündeter der Autoindustrie. Der andere ist Nick Rahall aus West Virginia, hinter dem die Kohle Lobby steht. Auch die neuen demokratischen Abgeordneten der Swing States Ohio und Pennsylvania sind der heimischen Kohleindustrie verpflichtet. Es waren gerade konservativen Demokraten die bei dieser Wahl soviel Erfolg gegen moderate Republikaner hatten. Und es bleibt eine Tatsache, dass der Klimapolitik trotz vielversprechender regionaler Maßnahmen der Gegenwind seitens einflussreicher Industrielobbies weiterhin ins Gesicht weht. Angst vor Arbeitslosigkeit bleibt ein wichtiges (leicht anzufeuerndes) Politikum. Auch Präsident Bush bleibt in den nächsten zwei Jahren ein Antagonist der Klimapolitik, der eine verbindliche Gesetzgebung durch sein Veto zu verhindern suchen wird. Unter den knappen Mehrheitsverhältnissen die benötigte Zweidrittelmehrheit zu erlangen, um sein Veto zu brechen, bleibt schwer. Der vielversprechende (überparteiliche) Gesetzentwurf zum Emissions-Handel (Cap and Trade) der Senatoren Joe Liebermann und John McCain wird weiterhin keine Mehrheit finden. 

Selbst wenn einige der neuen demokratischen Abgeordneten ein ausdrückliches Umweltengagement in ihrem Wahlkampagnen proklamiert haben, so haben sie alle auch die Botschaft verstanden, die die Wähler mit ihrem Urnengang gesandt haben: die Wahl war keine Programmwahl, sondern eine Protestwahl. Meinungsumfragen an den Wahlorten (exit polls) zeigten, die Wähler wollen keine politischen Grabenkämpfe mehr, kein Streit über Ideologien, keine Polarisierung, sondern parteiübergreifendes Arbeiten an den konkreten Problemen. Unter diesen Vorzeichen ist klar, dass der liberal-linke-ökologische Flügel der Partei kein Machtmonopol genießen wird, vor allem wenn die Demokraten in zwei Jahren in den Weißen Haus zurückkehren möchten. Wollen die Demokraten ihre Chancen auf den Gewinn der Präsidentschaftswahlen vergrößern, müssen sie eine geschlossene, der konservativ gemäßigten Mitte der amerikanischen Bevölkerung verpflichtete Politik verfolgen. Hier sind allerdings neue Möglichkeiten der Klimapolitik zu finden, aber nur wenn sie pragmatisch statt parteipolitisch angegangen werden. 

Europäer sollten die neuen Mehrheitsverhältnissen im Kongress nicht überbewerten, aber auch nicht außer Acht lassen. In dem Umfeld des „divided government“ wird Klimapolitik nicht wie Phönix aus der Asche auferstehen. Auch wenn die Demokratische Partei tendenziell den Umwelt- und Klimaschutz offensiver vertritt als ihre republikanischen Kontrahenten, so sind diese Themen weniger parteipolitisch als vielmehr durch den regional und sozio-kulturellen Hintergrund des jeweiligen Abgeordneten bzw. Senators geprägt. Diesem Umstand muss die europäische Lobby gewachsen sein. Das politische Umfeld hat sich geändert, auch die Glaubwürdigkeit der Bush-Regierung. Amerikaner werden neu über Klimapolitik nachdenken. Dies wird sich aber nicht unmittelbar in groß angelegten Gesetzesinitiativen resultieren. Denn in erster Linie waren die midterms eine Protestwahl gegenüber der Sicherheitspolitik George Bushs. 

Unterschwellig gibt es aber Entwicklungen, wie in Kalifornien, wo Arnold Schwarzenegger auch aufgrund seines neu entdeckten Umweltbewusstseins wesentliche Stimmengewinne erzielen konnte. Der kalifornische Staat muss vieles (auch gesetzgeberisches) jetzt realisieren, um seine ehrgeizigen Reduktionsziele einzuhalten. Kalifornien hat sich oft als politischer Trendsetter profiliert. Allerdings, auch Schwarzenegger wird auf Widerstand stoßen. Sein politischer Erfolg ist nicht primär durch seine fortschrittliche Umweltpolitik zu erklären. Kalifornische Wähler haben soeben bei Referenden höhere Energiesteuern für Treibstoffe abgelehnt. Der eigentliche Erfolg Schwarzeneggers liegt darin, dass er es geschafft hat, über Parteigrenzen hinweg Politik zu gestalten, die sich den konkreten Bedürfnissen der Bürger annimmt. Gerade das hat ihm zur zweiten Amtszeit verholfen. Und dies ist es, was die Wähler als Auftrag an Washington gesandt haben. Aus dem Blickwinkel der Klimapolitik kann weniger Polarisierung jedoch nur förderlich sein. 

In der Klimapolitik werden die USA aber einigen Überzeugungen treu bleiben: ein Wiedereinstieg in die Kyoto-Verhandlungen wird es jetzt und wohl auch nicht bei einem möglichen demokratischen Präsident(in) im Weißen Haus in zwei Jahren geben. Allerdings fällt der seit jeher prägende „bottom-up“ Prozess der amerikanischen Umweltpolitik,--wie er sich in der wachsenden Zahl von Bundesstaateninitiativen (Kalifornien, Nordoststaaten), Gemeinden oder der Industrie zeigt--nun auf fruchtbareren Boden. Dieser Prozess wird weiter gehen und unter den Bedingungen des divided government noch verstärkt. Die Amerikaner haben Bush nicht für seine Umweltpolitik bestraft, aber sie haben mit ihrer Wahlentscheidung Mehrheiten geschaffen, die neue Ideen für die Einbindung der Umwelt- und Energiepolitik in der Innen- und Außenpolitik des Landes salonfähiger machen könnten. 

Der Zwang des Präsidenten George W. Bush, eine ausgleichende, parteiübergreifende und sachbezogene Politik in seinen letzten zwei Jahren zu führen, bietet für Umweltschützer in Amerika (und rundum der Welt) ein günstigeres Klima, aber nur, wenn sie bestimmte Prämissen berücksichtigen: Erstens amerikanische Klimapolitik bleibt vorerst amerikanisch. Das heißt: Amerikas Strategie wird sich immer stark an den grundlegenden ideologischen, geographischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ausrichten. Zweitens: Amerika wird immer zückhaltend gegenüber staatlichen Dirigismus bleiben – getreu dem Motto: eine begrenzte Staatsmacht ist eine gute Staatsmacht. In diesem Rahmen hat staatliche Ordnungspolitik, wie sie sich in dem Grenzwert-Ansatz des Kyoto-Protokolls zeigt, wenig Aussicht auf Erfolg. Drittens wird Amerika besonders zurückhaltend bei der Ratifizierung völkerrechtlicher Verträge bleiben, da die benötigte Zweidrittel Mehrheit im Senat nur schwer zu realisieren ist. Viertens wird Amerika auf technische Lösungen setzen (hyrbid Autos), die sowohl Klimaschutz ermöglichen als auch den wohlhabenden American way of life weitgehend unangetastet lassen. Fünftens wird es nur ein neues internationales Engagement der Amerikaner in der Klimapolitik der Vereinten Nationen geben, wenn das Prinzip der Lastenteilung stärker berücksichtigt wird, das heißt, die Schwellenländer (vor allem Indien und China) müssen in die Pflicht genommen werden. Wollen die Europäer ein Tauwetter in der Eiszeit der transatlantischen Klimapolitik voran helfen, sollten sie diesen Prämissen in ihrer Umweltstrategie stärker Rechnung tragen. 

